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Feindliche Übernahme: Gänse „spielen“ in den Lippewiesen Storch
Bemerkenswerte Szenen spielen
sich derzeit in den Uentroper Lippe-
auen ab. Ein Nilgans-Paar hat das
Storchennest am Niederwerrieser
Weg für sich entdeckt und scheint
eine feindliche Übernahme zu pla-
nen. „Ja klar, die wollen dort im

Frühjahr brüten“, sagt Jürgen Thier,
einer der ständigen Beobachter
von Flora und Fauna im Auenland.
Mehrfach sei er bereits von Passan-
ten angesprochen worden, die das
Federvieh für Störche gehalten hät-
ten, denn aus der Entfernung be-

trachtet ähneln sich Gans und
Meister Adebar durchaus. Gewiss-
heit brachte ein Blick durch das Te-
leobjektiv: Die Vögel auf dem Horst
sind Nilgänse. Im übrigen wäre
eine Rückkehr der Störche aus ih-
rem Winterquartier zum jetzigen

Zeitpunkt auch reichlich früh aus-
gefallen. In etwa zwei bis drei Wo-
chen sei üblicherweise mit einer
Landung in den Lippewiesen zu
rechnen, prognostiziert Thier. Mit
der Okkupation des Nestes sei es
dann auch vorüber. „Nilgänse sind

zwar aggressiv, haben aber gegen
einen Storch keine Chance “, sagt
der Vogelexperte. Weitere Thier-Fo-
tos von Gänsen und Störchen gibt
es in seinem Internet-Blog (Such-
begriffe „Linsenfutter“ und
„Hamm“). � fl/Foto: Thier
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„Das ist ein Geben
und Nehmen“

Karl-Heinz Scholz über Streitschlichtungen
HAMM � Selbst wenn Streitig-
keiten unter Nachbarn eska-
lieren, muss das nicht vor Ge-
richt enden. Auch eine außer-
gerichtliche Streitschlich-
tung durch eine Schiedsper-
son ist möglich. Karl-Heinz
Scholz ist als Schiedsmann
für Herringen-Ost und -West
sowie Sandbochum zustän-
dig und erklärt im Gespräch
mit WA-Mitarbeiter Johannes
Opfermann, wie ein Schlich-
tungsverfahren funktioniert.

Wie wird man eigentlich
Schiedsmann oder Schieds-
frau?

Karl-Heinz Scholz: In Hamm ist
es so geregelt, dass die Be-
zirksvertretung die Schieds-
person wählt, die dann vom
Leiter des Amtsgerichts bestä-
tigt und vereidigt wird. Man
muss natürlich die bürgerli-
chen Ehrenrechte haben,
darf also nicht vorbestraft
sein. Man muss ein unbe-
scholtener Bürger sein. Man
muss im Stadtbezirk wohnen
und sich dort auskennen.

Bei Nachbarschaftsstreits
kann man Schlichter ein-
schalten, bevor sich Richter
mit einem Streit befassen.
Was genau tun Sie als
Schiedsmann in einem Streit-
fall? Wie ist das Prozedere?

Scholz: Bei vielen nachbar-
rechtlichen Sachen ist es so-
gar Pflicht, vorher zu einem
Schiedsmann zu gehen, zum
Beispiel bei Streits darüber,
wie Zäune und Hecken ge-
setzt sind. Das Prozedere ist
folgendermaßen: Jemand
ruft mich an und schildert,
worum es geht. Dann kommt
er vorbei und stellt einen An-
trag auf Schlichtungsver-
handlung. Der Antragsteller
schildert oder diktiert mir al-
les, was er erreichen möchte
und ich schreibe es in den An-
trag. Der geht dann an den
Antragsgegner. Man verein-
bart einen Termin für die Ver-
handlung, allerdings frühes-
tens 14 Tage nach Postein-
gang. Der Antragsteller muss
auch, damit ich überhaupt tä-
tig werde, einen Kostenvor-
schuss von 50 Euro leisten. In
der Verhandlung besprechen
wir dann das Ganze. Die
Streitparteien können natür-
lich einen Beistand oder ei-
nen Rechtsanwalt dabei ha-
ben, aber ich sehe zu, die Ver-
handlung so klein wie mög-
lich zu halten. Am besten ist
eine Verhandlung unter
sechs Augen, da kann man
Zugeständnisse machen,
ohne das Gesicht zu verlie-
ren. Am Ende der Verhand-
lung steht im Idealfall ein
Vergleich, das heißt der An-
tragsteller erreicht nicht al-
les, was er möchte, sondern
muss auch Zugeständnisse
machen. Beispielsweise
könnte man sich darauf eini-
gen, dass eine Entschädigung
nicht sofort, sondern erst zu
einem späteren Zeitpunkt ge-
zahlt wird, oder dass der An-
tragsgegner Kosten nicht
komplett, sondern größten-
teils übernimmt. Wichtig da-
bei ist, dass wenn alle drei
Seiten unterschrieben haben,
der Vergleich sofort gültig ist.
Er ist auch nicht mehr rück-
gängig zu machen. Er ist
rechtsgültig und 30 Jahre
lang vollstreckbar.

Was sind die häufigsten
Streitthemen unter Nach-
barn?

Scholz: Häufig sind in letzter
Zeit wirklich Nachbarrechts-
sachen. Ein Zaun, eine Hecke
oder ein Baum ist zu hoch
oder befindet sich zu nah am
Grundstück. Das ist im Mo-
ment wirklich der überwie-
gende Teil der Fälle. An Straf-
sachen sind es nur noch Be-
leidigungen oder Sachbeschä-
digungen, zum Beispiel eine
zerschossene Scheibe oder
ein verkratztes Auto. Ich hat-
te auch schon den Fall, dass
freilaufende Hühner den
Lack am Auto zerkratzt ha-
ben. Bei Beleidigungen ist es
so, dass man dafür Zeugen
braucht. Das Schwierige ist,
dass man beim Schiedsmann
anders als vor Gericht lügen
darf. Ich spreche allerdings
auch kein Urteil, sondern
schlichte. Ich versuche, dass
beide Parteien, auch wenn sie
sich nicht mehr lieben wer-
den, sich die Hand geben und
weiter nebeneinander woh-
nen können. Dass beide raus-
gehen und keiner das Gefühl
hat, der Verlierer zu sein, das
ist die Priorität.

Woran kann eine Schlichtung
scheitern? Wann führt sie
zum Erfolg?

Scholz: Eine Schlichtung kann
einfach daran scheitern, dass
jemand nicht einsichtig ist
oder nicht zur Verhandlung
kommt. Bei einer zivilrechtli-
chen Sache müssen Verhand-
lungspartner nämlich nicht
erscheinen. Wenn es zum
Beispiel eine Sühneverhand-
lung wegen Körperverlet-
zung in einer Schlägerei gibt,
kann der Gegner sagen: Das
interessiert mich nicht, ich
hab eh kein Geld und geh lie-
ber vor Gericht, wo ich Pro-
zesskostenhilfe bekomme.
Aber das ist eher die Ausnah-
me. Bei Schlägereien kriegt
man meist gut eine Schlich-
tung hin, denn wenn eine
Schlichtung stattgefunden
hat, gibt es kein Gerichtsver-
fahren mehr zu dem Fall. Wie
man bei einer Schlichtung
zum Erfolg kommt, ist sehr
unterschiedlich und manch-
mal reine Glückssache. Letzt-
lich ist es ein ganz normaler
Vertrag und wenn sich da bei-
de Leute auf einen Text eini-
gen, mit dem beide leben
können, zum Beispiel bei ei-
ner strittigen Heckenhöhe ei-
nen guten Kompromiss fin-
den, dann kommt eine
Schlichtung zu einem erfolg-
reichen Abschluss. Aber das
muss von den Leuten selbst
kommen, da sollte man
nichts aufdiktieren als
Schlichter. Man muss die Leu-
te kitzeln und heraushören,
wie weit sie für einen Kom-
promiss gehen würden. Das
ist ein Geben und Nehmen
und gutes Zuhören, dazu
muss man schon einiges Ver-
handlungsgeschick haben.

Karl-Heinz Scholz ist Schieds-
mann. � Foto: Scholz

Lachyoga erleben
HAMM � Atmen, Entspannen,
Lachen – ab dem 6. Februar
dürfen Teilnehmer die Welt
des Lachyogas und dessen
wohltuende Wirkung auf
Körper, Geist und Seele erle-
ben. Der Kursus des Bildungs-
werkes für Theater und Kul-
tur (BTK) beginnt um 19 Uhr

im Atelier Wundertüte der
Kulturwerkstatt, Oberonstra-
ße 20. Anschließend geht es
in 14-tägigem Turnus weiter.
Eine Anmeldung ist bis zum
6. Februar um 12 Uhr erfor-
derlich per E-Mail an info@
btkhamm.de oder unter Tele-
fon 4 48 93.

Die Daddel-Generation
Stadt will sich mehr um die Jugendförderung kümmern und diese neu ausrichten

Von Alexander Schäfer

HAMM � Die Stadt Hamm will
verstärkt die zehn- bis 15-Jähri-
gen in den Blick nehmen und
den Jugendförderplan weiter-
entwickeln. „Sonst haben wir
eine Generation, die nur gelernt
hat, zu Hause zu sitzen und zu
daddeln“, sagte Theo Hesse,
Fachbereichsleiter Soziales, ges-
tern im Kinder- und Jugendhilfe-
ausschuss. Der Ausschuss gab
grünes Licht für die Zielverein-
barung 2017/18 für das Jugend-
amt, der Jugendförderplan soll
darin, so Hesse, keine Nebenge-
schichte mehr sein.

Die außerschulischen Förder-
und Freizeitangebote sollen
im Rahmen einer konkreten
Bedarfsermittlung und -pla-
nung auf die aktuellen Ent-
wicklungen in der Stadt aus-

gerichtet werden. Die Stadt
will sich einen Überblick da-
rüber verschaffen, welche
Angebote es für Jugendliche
gibt und wer diese wahr-
nimmt. Die Zusammenarbeit
mit den zuständigen und be-
teiligten Akteuren, wie zum
Beispiel Jugendhilfe, Schule,
Sport und Gesundheit, soll
weiterentwickelt werden. So-
ziokulturelle Angebote, etwa
in Kultur und Sport, sollen
verstärkt als Chance für
mehr Teilhabe und eine ge-
sunde Entwicklung genutzt
werden. „Da ist mehr not-
wendig“, sagte die Kinderbe-
auftragte Brigitte Wesky, die
zuvor die Erfolge im Bereich
„Kein Kind zurücklassen“
dargestellt hatte. So bekom-
men knapp fünf Prozent
mehr Grundschulkinder eine
Empfehlung für das Gymnasi-

um als noch vor drei Jahren.
Jugendamtsleiter Raoul Ter-

math räumte ein, dass man
das bereits vor zwei Jahren
gesetzte Ziel, die verbandli-
che Jugendarbeit zu stärken,
nicht erreicht habe. Das will
man nun, wo nicht mehr so-
viel Personal durch die
Flüchtlingsproblematik ge-
bunden ist, nachholen.

Hesse will im Bereich Ju-
gend unter anderem Antwor-
ten auf folgende Fragen: Wie
können Ehrenamtliche un-
terstützt werden? Wieweit
geht die Stadt in die Schulen
rein? Wie können Angebote
verschiedener Vereine ver-
knüpft werden? „Das ist kein
einfaches Thema“, ist sich
Hesse bewusst. Fördermodali-
täten sollen mit dem Ziel der
Verwaltungsvereinfachung
und der eventuell notwendi-

gen Neuausrichtung von För-
derschwerpunkten überar-
beitet werden.

Ziel des Jugendförderplans
sei es, möglichst alle relevan-
ten Zielgruppen zu erreichen
und die verschiedenen Res-
sourcen optimal einzusetzen.
In diesem Zusammenhang
will die Stadt auch stärker die
Schulen ins Blickfeld neh-
men. Der Schulentwicklungs-
plan soll nicht mehr nur ein-
fach eine quantitative Pla-
nung liefern. Hesse will Ant-
worten auf Fragen wie: Wie
viele Schulverweigerer gibt
es? Wann wird ein Schüler zu
einem solchen? Angesichts
der Tatsache, dass die Stadt
mehrere Millionen in die
Schulen steckt (Bildungsbe-
gleiter), will sie hier Kenn-
zahlen bekommen, um Wir-
kungen ablesen zu können.

Wieder mehr Arbeitslose gemeldet
Quote steigt auf 9,7 Prozent: Zahl steigt zum Jahresbeginn um 448 auf 8 741

HAMM � Die Arbeitslosigkeit
in Hamm ist zum Jahresbe-
ginn um 448 Personen (5,4
Prozent) auf 8741 gestiegen.
Im Vergleich zum Vorjahres-
monat sind das 46 Arbeitslose
(0,5 Prozent) mehr. Die Ar-
beitslosenquote, bezogen auf
alle zivilen Erwerbspersonen,
stieg auf 9,7 Prozent.

Die Arbeitslosigkeit entwi-
ckelte sich in beiden Rechts-
kreisen unterschiedlich. In
der Grundsicherung (Kom-
munales Jobcenter) stieg der
Bestand der Arbeitslosen um
60 Personen (0,9 Prozent) auf
6655 Arbeitslose. Im Vorjah-
resvergleich dagegen ist die
Zahl der Arbeitslosen um 3,2
Prozent (223 Personen) ge-

sunken. In der Agentur für
Arbeit Hamm (Arbeitslosen-
versicherung) sind 2086 Men-
schen arbeitslos gemeldet –
388 Personen (22,9 Prozent)
mehr als im Vormonat. Vor
zwölf Monaten waren 269 Ar-
beitslose (14,8 Prozent) weni-
ger registriert.

Personen, die gleichzeitig
Arbeitslosengeld und Arbeits-
losengeld II beziehen (soge-
nannte „Aufstocker“), wer-
den nun nach einer Rechtsän-
derung seit dem 1. Januar
2017 ausschließlich von der
Agentur für Arbeit betreut.
Diese Betreuungsänderung
macht sich in der Statistik be-
merkbar. „Die Statistik zeigt
einen Anstieg der Arbeitslo-

sigkeit in der Arbeitslosen-
versicherung. Diese Entwick-
lung hängt im Wesentlichen
mit der geänderten Integrati-
onsverantwortung der soge-
nannten Aufstocker zusam-

men“, erklärt Thomas Helm,
Vorsitzender der Geschäfts-
führung der Agentur für Ar-
beit Hamm. „Grundsätzlich
befindet sich der Hammer Ar-
beitsmarkt in einer jahres-
zeittypischen Verfassung. Ein
Grund für den saisonalen An-
stieg der Arbeitslosigkeit sind
die befristeten Arbeitsverträ-
ge, die zum Jahresende abge-
laufen sind“, sagt er.

Zusätzlich werden Personen
statistisch erfasst, die an ei-
ner Maßnahme der Arbeits-
marktpolitik teilnehmen
oder kurzzeitig arbeitsunfä-
hig sind. Im Berichtsmonat
sank die Unterbeschäftigung
um 278 Personen (2,4 Pro-
zent) auf 11827. � WA

In Hamm gibt es wieder mehr
Arbeitslose. � Foto: Wiemer

950 000 Euro
für Schutzstelle

Jusos kritisieren Video-Vorstoß der Rathaus-Spitze
HAMM � Die Hammer Jusos
kritisieren die Rathaus-Spitze
für ihren Vorstoß für mehr
Videoüberwachung ausge-
wählter Plätze und Gebäude
scharf. In der Debatte um
staatliche Überwachung habe
der SPD-Nachwuchs eine kla-
re Haltung, sagte Stefanie
Chatha, Vorsitzende der
Hammer Jusos: „Überwa-
chung schränkt Freiheit ein
und bringt keine Sicherheit.
Wenn der Oberbürgermeister

die Diskussion wirklich neu
aufmachen will – dann kann
er mit starkem Gegenwind
rechnen.“

Die Jusos sind überzeugt da-
von, dass „erst die Einbrin-
gung von sogenannten Si-
cherheitsmaßnahmen“ wie
Kameras oder neue Dienst-
stellen des kommunalen Ord-
nungsdienstes bei den Bür-
gern das Gefühl von Unsi-
cherheit erzeugten. Aus di-
versen Statistiken gehe her-

vor, dass Deutschland eines
der sichersten Länder der
Welt sei. Seit Jahren sinken
die Verbrechenszahlen – und
das ohne Kameras. Die Orte
des Glasflaschenverbots als
Argument anzuführen sei
„schwach“, da dieses einen
Zusammenhang von Alkohol-
konsum und Kriminalität
vermittele, „den es so in un-
serer Stadt nicht gibt“. Es sei
zu bezweifeln, dass es in
Hamm Orte gebe, bei denen

eine Überwachung notwen-
dig sei. Vermeintliche Sicher-
heitsmaßnahmen dort anzu-
wenden, wo keine Notwen-
digkeit bestehe, sei „brandge-
fährlich“, so Chatha.

Unfair sei auch der Vorwurf
gegenüber Nutzern von sozia-
len Medien, da Menschen
dort jederzeit aussteigen kön-
nen. Zudem verstießen Face-
book und Co. wissentlich ge-
gen deutsche Datenschutz-
standards. � WA

HAMM � Die Anzahl der
Schutzmaßnahmen für ju-
gendliche Zuwanderer wie
unbegleitete minderjährige
Flüchtlinge oder Jugendliche
aus Südosteuropa steigt seit
2015 kontinuierlich an. Zur
Sicherstellung des Betriebes
der Schutzstelle für jugendli-
che Zuwanderer in Hamm
soll der Träger, die Outlaw
gGmbH, mit jährlichen Zu-
wendungen in Höhe von bis
zu 950000 Euro gefördert
werden. Der Kinder- und Ju-
gendhilfeausschuss gab ges-
tern grünes Licht, den Be-
schluss fällt in zwei Wochen
der Rat.

Die Zahl der Inobhutnah-
men stieg von 346 in 2014 auf
557 in 2015. Die Aufwendun-
gen für die Inobhutnahme
verdoppelten sich auf 1 Milli-
on Euro. Da es sich um eine
kommunale Pflichtleistung
handelt, musste die Stadt
überplanmäßige Mittel be-
reitstellen. Im vergangenen
Jahr sind die Fallzahlen und
die Kosten dann weiter ge-
stiegen – auf 650 beziehungs-
weise 1,6 Millionen Euro.

Das kommunale Konzept
für Schutzmaßnahmen hält
neben dem Bereitschafts-
dienst des Jugendamtes fami-
liäre Bereitschaftspflegen
und Schutzeinrichtungen
vor. Zur Sicherstellung der
kommunalen Pflichtleistung
und zur Kostendämpfung
soll, so die Stadt, die Schutz-
einrichtung für jugendliche
Zuwanderer der Outlaw
gGmbH zukünftig pauschal
gefördert werden, um kosten-
intensive Schutzmaßnahmen
in anderen Einrichtungen
(Schutzstellen außerhalb,
Inobhutnahmen in Intensiv-
einrichtungen, Kliniken etc.)
zu vermeiden. Zugleich wer-
de es erforderlich, die für
Schutzeinrichtungen typi-
schen Auslastungsschwan-
kungen und in Folge die wirt-
schaftlichen Risiken für den
Betreiber zu minimieren.

Die seit dem vergangenen
Jahr in Betrieb befindliche
Schutzeinrichtung der Out-
law gGmbH in Nähe des
Bahnhofes verfügt mittler-
weile über 14 Aufnahmeplät-
ze.

Mit einem Tagessatz von
derzeit 182 Euro sei die Ein-
richtung vergleichbar wirt-
schaftlich. Entgelte liegen in
vergleichbaren Schutzein-
richtungen laut Stadt zwi-
schen 180 und 290 Euro. Bis-
lang wurde die Schutzein-
richtung pro Einzelfall finan-
ziert. � asc


